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Le Ministre de Suisse à Vienne, Ch. D. Bourcart, 
au Chef du Département politique, G.Motta

L Vertraulich Wien, 3. Februar 1922

Vor einigen Tagen, bevor mir Ihr vertrauliches Schreiben vom 28. Januar1, das 
ich erst heute erhielt, zugekommen war, besuchte mich Herr von Baldass, der hie­
sige liechtensteinische Geschäftsträger; es handelte sich um die Einreisebewilli­
gung für einen der liechtensteinischen Prinzen.

Im Laufe des Gespräches wurde auch die Frage des Zollanschlusses des Für­
stentums an die Schweiz gestreift. Da ich keine eigenen direkten Informationen 
besass, verlegte ich mich aufs Fragen. Die mir von Herrn von Baldass erteilten 
summarischen Informationen stimmten im allgemeinen mit den Beschlüssen des 
Bundesrates2 überein; dabei verwies er aber auf einen Artikel im «Journal de 
Genève» vom 27. Januar, der von einer Einschränkung der Souveränitätsrechte 
des Fürsten sprach; er zeigte sich durch diesen Kommentar etwas pikiert und 
erklärte, einer Beschränkung der Souveränitätsrechte würden der Fürst und die 
Landesregierung und auch das Land selbst niemals zustimmen; die in Aussicht 
genommenen vertraglichen Bestimmungen bedeuteten auch keineswegs eine sol­
che Beschränkung, da die darin enthaltenen Vorschriften kraft Anordnung nicht 
der schweizerischen, sondern der liechtensteinischen Regierung zur Anwendung 
kämen. Ich erwähne diese Auslassungen des Herrn von Baldass nur deshalb, weil 
in Ihrem Exposé über die bundesrätliche Beratung ebenfalls von einer «beträcht­
lichen Beschränkung der Souveränitätsrechte des Fürstentums» die Rede ist; es 
wäre angesichts der zu Tage tretenden Empfindlichkeit vielleicht ratsam den 
Ausdruck «Beschränkung der Souveränitätsrechte», auch der Presse gegenüber, 
nur in sehr vorsichtiger Weise zu gebrauchen, wenn auch de facto, der geplante 
Zollanschluss, wenigstens für die Giltigkeitsdauer des Vertrages, eine solche 
Beschränkung mit sich bringen würde.

Ich hoffe sehr, Sie werden es entschuldigen, dass ich mir erlaube, Sie auf diese 
liechtensteinische Empfindlichkeit aufmerksam zu machen. Es darf dabei nicht 
ausser Acht gelassen werden, dass früher ein ähnliches Abhängigkeitsverhältnis 
Liechtensteins wie es jetzt gegenüber der Schweiz geplant und durch den Post- 
und Telegraphenvertrag schon eingetreten ist3 gegenüber Österreich bestand, 
was gewissen Sukzessionsstaaten, so namentlich der Tschecho-Slowakei Anlass

1. I l s ’agit du rapport n" 2 que la D ivision des A ffa ires étrangères a envoyé à toutes les Légations  
suisses(E  2001 (D ) 1920—1924); cerapport, entièrem ent consacré au rattachem ent douanier du 
Liechtenstein, reproduit presque intégralem ent le procès-verbal de la séance du Conseil fédéra l 
du 18 janvier 1922, cf. n° 158.
2. Cf. 158.
3. Il s ’agit de la convention conclue le 10 novem bre 1920 entre la Suisse et le L iechtenstein  au 
sujet de l ’exploitation du Service postal télégraphique et téléphonique de la Principauté de L ie ch ­
tenstein. Cf. FF, 1920, vol. V, pp. 75—88.
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geboten hat zu trachten, die Souveränität des Fürsten zu beanstanden und aus ihm 
einen Vasallen Österreichs zu machen. Da der grösste Teil der Güter des Fürsten 
in der Tschecho-Slowakei liegt, hat er ein bedeutendes Interesse an der Aufrecht­
erhaltung der Tatsache — mag man es auch eine Fiktion nennen —, dass er ein 
absolut souveräner ausländischer Fürst ist und nicht mit der gleichen Rücksichts­
losigkeit behandelt werden darf wie der erste beste österreichische Grossgrund­
besitzer. Für uns mag die Erhaltung der Privatgüter des Fürsten gleichgiltig sein, 
nicht aber (ganz abgesehen vom Fürsten selbst) für das Land Liechtenstein, wel­
ches bekanntlich von seinem Fürsten in grossem Massstabe finanzielle Unterstüt­
zung erhalten hat. Fallen die böhmischen Güter dem tschechoslowakischen 
Staate zur Beute, so ist auch Johann II nicht mehr im Stande, seinen Untertanen 
mit Geldzuschüssen unter die Arme zu greifen.
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Le Ministre de Suisse à Bucarest, F. von Salis, 
au Chef du Département de l ’Economie publique, E. Schulthess

Copie
L Bucarest, 6. Februar 1922

Bezugnehmend auf Ihr Schreiben vom l l . 1 und meine Zuschrift vom 
17. Januar lf.Js.2 beehre ich mich mitzuteilen, dass, nach einer vorangehenden 
Besprechung mit dem Minister des Äussern, ich heute morgen eine Unterredung 
mit Herrn Vintila Bratiano, dem Finanzminister, hatte bezüglich der Weizenliefe­
rungen und der verschiedenen Fragen, die damit mehr oder weniger verbunden 
sind.

Über deren Verlauf habe ich die Ehre, wie folgt Bericht zu erstatten:
Herr Bratiano, der mir als sehr zugeknöpft geschildert worden war, war ausser­

ordentlich liebenswürdig, betonte die guten Beziehungen, die zwischen der 
Schweiz und Rumänien von jeher bestanden, wie sehr die beiden «kleinen» Län­
der in jeder Hinsicht ein Interesse daran hätten zusammenzuarbeiten, um nicht 
allzu abhängig von den Grossmächten zu werden, und wie sehr er hiezu gerne 
Hand bieten werde.

Was den Vertrag vom 24. September 19213 betreffe, so werde er sich hierüber 
ganz offen äussern.

Von Seiten der rumänischen Regierung sei der Fehler begangen worden, sämt­
liche Bestellungen jetzt bereits vorzunehmen und damit nahezu die ganzen 
24 Millionen zu verwenden. Die Schweiz ihrerseits habe sich nicht so entgegen-

1. Non reproduit, cf. E 2200 Bucarest 2/14.
2. Non reproduit, cf. E 2200 Bucarest 2/14.
3. C f n° 122.
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